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Starke Kommunen. Starkes Europa. Starke Gemeinschaft.  

 

München/Stuttgart, 13. Mai 2024 

 

PRESSEMITTEILUNG 
Bayerische und baden-württembergische Kommunen positionieren sich gemeinsam vor Europawahl  

 

Starke Kommunen und eine starke EU brauchen einander, um erfolgreich Zukunft zu gestalten!  

 

Anlässlich der Europawahlen am 9. Juni 2024 wenden sich die Kommunalen Spitzen- und Landesverbände Bay-

erns und Baden-Württembergs mit einem gemeinsamen Forderungspapier an die Europapolitik. Darin formulieren 

sie konkrete Forderungen in den Bereichen Klima und Umwelt, Digitales, Zukunftsinvestitionen, Kohäsionspolitik, 

Asyl und Migration und zur Stärkung der kommunalen Beteiligung in Europa.  

 

Für die Trägerverbände der Bürogemeinschaft des bayerischen und baden-württembergischen Europabüros in 

Brüssel erklären die Präsidenten Oberbürgermeister Markus Pannermayr (Bayerischer Städtetag), Dr. Uwe Brandl 

(Bayerischer Gemeindetag), Landrat Thomas Karmasin (Bayerischer Landkreistag), Bezirkstagspräsident Franz 

Löffler (Bayerischer Bezirketag), Landrat Joachim Walter (Landkreistag BW), Steffen Jäger (Gemeindetag BW) 

und Oberbürgermeister Dr. Frank Mentrup (Städtetag BW): „Europa ist für kommunale Entscheidungsträgerinnen 

und -träger mehr als nur ein Ort, an dem EU-Gesetze entstehen. Europa, und damit der Prozess der europäischen 

Einigung, bedeutet für die Kommunen vielmehr die Hoffnung auf Frieden und die Wahrung von Sicherheit, das 

Teilen gemeinsamer Werte sowie das Zusammenleben in kultureller Vielfalt und in Wohlstand. Die Ereignisse der 

letzten Jahre, wie die Corona-Pandemie und die Rückkehr von Krieg nach Europa, zeigen jedoch eindrücklich, 

dass das Errungene nicht selbstverständlich ist. Die Kommunen wollen gemeinsam mit der EU ein demokratisches 

Europa bewahren und gestalten.“ 

 

Der europäische Politikbetrieb mag auf den ersten Blick weit weg erscheinen. Seine Richtlinien und Verordnungen 

reichen allerdings tief in die verschiedensten Wirkungsbereiche der bayerischen und baden-württembergischen 

Kommunen hinein. Aus kommunaler Sicht geht es dabei immer auch um den Schutz der kommunalen Selbstver-

waltung und die Wahrung der Subsidiarität. 70 Prozent dessen, was in Brüssel oder Straßburg beschlossen wird, 

müssen die Kommunen für die Bürgerinnen und Bürger praxisfähig und -tauglich machen. Deswegen ist die kom-

munale Mitsprache bei allen Initiativen und Gesetzesvorhaben der EU unabdingbar. Kommunale Mandatsträge-

rinnen und -träger sind diejenigen, die letztlich vor Ort die Verantwortung dafür tragen, auch wenn die Entschei-

dung auf europäischer Ebene getroffen wurde.  

 

Europäische Politik kommt direkt bei den Menschen an. Beispielsweise waren und bleiben die Fördermittel der 

EU zentral, um den gerade in ländlicheren Regionen notwendigen Strukturwandel erfolgreich zu meistern. Viele 

Regionen würden ohne die Europäische Union heute ganz anders aussehen. Aber auch die städtischen Bedürf-

nisse werden bei der europäischen Förderpolitik in den Fokus gerückt. Dadurch erhalten städtische Gebiete die 

Chance, neue Lösungen zur Bewältigung städtischer Herausforderungen auszuprobieren.  
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Seit Jahrzehnten verschaffen sich die Kommunen aus Bayern und Baden-Württemberg Gehör bei den Institutio-

nen der EU in Brüssel. Mit ihren Europabüros in einer gemeinsamen Bürogemeinschaft wollen sie partnerschaft-

lich und konstruktiv zu guten Lösungen beitragen. Demokratie bedeutet, Kompromisse einzugehen und an diesen 

für das Gemeinwohl mitzuwirken. Den Anspruch, an dem demokratischen Willens- und Gesetzgebungsprozess 

auf Ebene der EU durch aktive Interessenvertretung teilzunehmen, erheben die Kommunalen Spitzen- und Lan-

desverbände Bayerns und Baden-Württembergs weiterhin. Das gemeinsame Ziel lautet, den Kommunen ein ech-

tes Mitspracherecht zu geben. Dabei eint die Kommunen aus Bayern und Baden-Württemberg die gemeinsame 

Überzeugung: Starke Kommunen. Starkes Europa. Starke Gemeinschaft. 

 

Anlage: Gemeinsame Europapositionierung der kommunalen Spitzen- und Landesverbände aus Bayern und Ba-

den-Württemberg (Kurzversion) 

 

Die komplette Europapositionierung finden Sie hier:  

https://www.europabuero-bw.de/wp-content/uploads/2024/05/Starke-Kommunen.-Starkes-Europa.-Starke-Ge-

meinschaft.pdf  

 

Hintergrund:  

Die Europabüros der bayerischen und baden-württembergischen Kommunen bilden seit mehr als zwei Jahrzehn-

ten eine Bürogemeinschaft in Brüssel. Dabei arbeiten sie gemeinsam an Positionspapieren und Konsultationsbei-

trägen und vertreten damit aktiv die kommunalen Interessen von 3.157 Städten und Gemeinden, 106 Landkreisen 

und 7 Bezirken. Die Europabüros nehmen eine zentrale Rolle in der Europaarbeit der Kommunalen Spitzen- und 

Landesverbände ein.  
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STARKE
KOMMUNEN.
STARKES
EUROPA. 
STARKE
GEMEINSCHAFT.
Gemeinsame Europapositionierung der
kommunalen Spitzen- und Landesverbände 
aus Bayern und Baden-Württemberg



WARUM WIR
EUROPA
BRAUCHEN!

Unsere Kommunen – die Gemeinden, Städte,
Landkreise und Bezirke – sind tagtäglich für
ihre Bürgerinnen und Bürger da und
ermöglichen ihnen damit kommunale
Selbstverwaltung und demokratische
Teilhabe. Um den Herausforderungen
unserer Zeit angemessen zu begegnen, ist
ein bürgernahes Europa unerlässlich. Denn
die Kommunen sind die Multiplikatoren vor
Ort, um Europa zu erklären und zu gestalten.
Für die neue Gesetzgebungsperiode der
Europäischen Union (EU), die nach den
Europawahlen 2024 beginnt, müssen
wichtige Weichen kommunalfreundlich
gestellt werden.

Europa ist für kommunale Entscheidungs-
trägerinnen und -träger mehr als nur ein Ort,
an dem EU-Gesetze entstehen. Europa, und
damit der Prozess der europäischen
Einigung, bedeutet für uns vielmehr die
Hoffnung auf Frieden und die Wahrung von
Sicherheit, das Teilen gemeinsamer Werte
sowie das Zusammenleben in kultureller
Vielfalt und in Wohlstand. Die Ereignisse der
letzten Jahre, wie die Corona-Pandemie und
die Rückkehr von Krieg nach Europa, zeigen
jedoch eindrücklich, dass das Errungene
nicht selbstverständlich ist. Die Kommunen
wollen gemeinsam mit der EU ein
demokratisches Europa erleben und
gestalten.

STARKE KOMMUNEN UND
EINE STARKE EU BRAUCHEN
EINANDER, UM
ERFOLGREICH DIE
GEMEINSAME ZUKUNFT ZU
GESTALTEN!
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Die Kommunen in ländlichen und
städtischen Gebieten stehen jedoch vor
mehreren großen Herausforderungen:
Wirtschafts- und Gesundheitskrisen, ein
rasanter digitaler Wandel, die Verschärfung
der Klima- und Biodiversitätskrise, der
notwendige Ausbau erneuerbarer Energien
und die aktuelle Asyl- und Flüchtlings-
situation setzen die Kommunen gleich aus
mehreren Richtungen unter Druck. Deshalb
setzen wir uns für eine starke EU überall
dort ein, wo sie zielführende und faire
Ergebnisse erzielen kann, regionale
Besonderheiten schützt, auf die kommunale
Selbstverwaltung und das Subsidiaritäts-
prinzip achtet sowie stärker als bisher die
Verhältnismäßigkeit bei der Gesetzgebung
berücksichtigt. Viele der Heraus-
forderungen, vor denen wir vor Ort stehen,
lassen sich ohne Lösungen auf Ebene der
EU nicht bewerkstelligen. Gleichzeitig hängt
der Erfolg oder das Scheitern europäischer
Gesetzgebung nicht zuletzt von ihrer
Durchführbarkeit auf kommunaler Ebene
ab.

Die kommunale Ebene muss bei künftigen
EU-Gesetzesvorhaben im europäischen
Mehrebenensystem als Partner auf
Augenhöhe von Anfang an besser bedacht
und miteinbezogen werden. Die weitere
Gestaltung des Grünen Deals und der
Digitalisierung, die Belebung des EU-
Binnenmarkts angesichts der Wirtschafts-
flaute, eine Verbesserung der Kohäsions-
politik für alle Regionen Europas und eine
gerechte Lösung im Bereich der Asyl- und
Migrationspolitik stellen hierbei nur eine
Auswahl an wichtigen Themen aus
kommunaler Sicht dar, die EU-weite
Anstrengungen auf allen Ebenen erfordern.
Zudem muss die EU bürokratische Hürden
abbauen, sowohl für die öffentliche
Verwaltung als auch für die Bürgerinnen
und Bürger. Der immer weiterwachsende
Bürokratieberg schränkt die lokale
Handlungsfähigkeit ein und droht die
Akzeptanz für die EU erheblich zu mindern.  
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Wir fordern eine echte Entlastungsallianz,
um eine effizientere Gesetzgebung zu
ermöglichen und damit den Mehrwert der
EU für alle deutlich zu machen. Hierzu
müssen Dokumentations- und
Berichtspflichten zukünftig auf ein absolutes
Minimum reduziert werden. Der Grundsatz
der Subsidiarität und der Verhältnis-
mäßigkeit muss wieder verstärkt gelebt
werden. Um die europäischen Werte auch in
den Kommunen weiterhin transportieren zu
können, ist es wichtig, dass die EU auf die
besonderen und bewährten kommunalen
Strukturen Rücksicht nimmt. Wir bekennen
uns hierbei zu den kommunal getragenen
Sparkassen, denen eine besondere
Verantwortung vor Ort zukommt. Die
kommenden Jahre erfordern eine verstärkte
Anstrengung seitens der EU und ihrer
Mitgliedstaaten, um eine breite
gesellschaftliche Akzeptanz für Maßnahmen
zu erreichen, die dem Ziel der Klima-
neutralität Europas bis 2050 dienen. 

Seit Jahrzehnten erheben die Kommunen
aus Bayern und Baden-Württemberg ihre
Stimme gegenüber den Institutionen der
EU, um partnerschaftlich und konstruktiv zu
den besten Lösungen beizutragen.
Demokratie bedeutet, Kompromisse
einzugehen und an diesen mit den besten
Absichten für das Gemeinwohl mitzuwirken.
Den Anspruch, an dem demokratischen
Willens- und Gesetzgebungsprozess auf
Ebene der EU durch aktive Interessen-
vertretung teilzunehmen, erheben wir
weiterhin. Unser Ziel ist, den Kommunen ein
echtes Mitspracherecht zu geben.
Aus diesem Grund betonen die
kommunalen Spitzen- und Landesverbände
aus Bayern und Baden-Württemberg:

3

STARKE KOMMUNEN
UND EINE STARKE EU
BRAUCHEN EINANDER,
UM ERFOLGREICH DIE
GEMEINSAME ZUKUNFT
ZU GESTALTEN!



Wir brauchen eine Umwelt-
und Klimapolitik, die die
Kommunen mitnimmt.

STARKE KOMMUNEN. STARKES EUROPA. STARKE GEMEINSCHAFT.

WORUM ES UNS GEHT
KOMMUNALE FORDERUNGEN 

Wir brauchen Europa für das
digitale Zeitalter.

Wir brauchen Europa für
Zukunftsinvestitionen in
den Kommunen.
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Wir brauchen Europa mit
guter Rechtsetzung und
weniger Bürokratie.

STARKE KOMMUNEN. STARKES EUROPA. STARKE GEMEINSCHAFT.

Wir brauchen Europa ,um
die Kohäsionspolitik fit für
die Zukunft zu machen.

Wir brauchen Europa für
gerechte und begrenzende
Lösungen der Asyl- und
Flüchtlingssituation. 

Wir brauchen gleichzeitig
ein Europa, das die Chancen
der legalen Migration
endlich besser nutzt.
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Die ausführlichen Forderungen sind hier zu finden: 
Starke Kommunen. Starkes Europa. Starke Gemeinschaft. 

https://www.europabuero-bw.de/wp-content/uploads/2024/05/Starke-Kommunen.-Starkes-Europa.-Starke-Gemeinschaft.pdf
https://www.europabuero-bw.de/wp-content/uploads/2024/05/Starke-Kommunen.-Starkes-Europa.-Starke-Gemeinschaft.pdf
https://www.europabuero-bw.de/wp-content/uploads/2024/05/Starke-Kommunen.-Starkes-Europa.-Starke-Gemeinschaft.pdf
https://www.europabuero-bw.de/wp-content/uploads/2024/05/Starke-Kommunen.-Starkes-Europa.-Starke-Gemeinschaft.pdf


Europabüro der bayerischen
Kommunen

+32 2 549 07 00
info@ebbk.de

Europabüro der baden-
württembergischen Kommunen

+32 2 513 64 08
sekretariat@europabuero-bw.de

FRAGEN ZU
UNSERER
ARBEIT?
Einfach melden:
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